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Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuordnung und Bereinigung des Rechts im Ver- 
kehr mit kosmetischen Mitteln, Kosmetikaverpackun- 
gen und Gegenständen zur Körperpflege 

(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die technologische und wirtschaftliche Entwicklung auf dem 
herkömmlichen Gebiet des Lebensmittelrechts haben insbeson- 
dere in den letzten zehn Jahren infolge z. T. umwälzender Neue- 
rungen zu der Notwendigkeit einer umfassenden gesetzlichen 
Neuregelung geführt. Der Zwang zu einer Anpassung der ge- 
setzlichen Vorschriften an die durch die Technik hervorgerufe- 
nen Veränderungen erscheint besonders in den Bereichen Kos- 
metika sowie Wasch- und Reinigungsmittel unabweisbar. 

Dabei ist angesichts der zunehmenden Umweltbelastung in be- 
sonderer Weise der Verbraucherschutz vor Gesundheitsschäden 
und vor Täuschung zu berücksichtigen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf stimmt im wesentlichen mit den materiellen 
Vorschriften des Regierungsentwurfs (Drucksache VI/2310) be- 
züglich der Kosmetika überein, weil in ihnen wesentliche Ver- 
besserungen zum Schutz des Verbrauchers vor Gesundheits- 
schäden und vor Täuschungen enthalten sind, ohne daß dadurch 
die wirtschaftliche Entwicklung unnötig behindert würde. 

Es liegt aber sowohl im Interesse der Verbraucher als auch im 
Interesse der beteiligten Wirtschaftskreise, daß das nur histo- 
risch zu erklärende Lebensmittelgesetz mit seinen Bestimmun- 
gen über nach der Verkehrsauffassung höchst heterogene 
Gegenstände aus Anlaß der bevorstehenden grundlegenden 
Novellierung in durchsichtige und praktikable Einzelgesetze 
über die unterschiedlichen Materien aufgelöst wird. 

Einzelgesetze haben nicht nur den Vorzug, den bei den ver- 
schiedenen Gegenständen obwaltenden unterschiedlichen Sach- 
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zwängen besser gerecht zu werden, sondern sie sind auch von 
den zuständigen Behörden und beteiligten Wirtschaftskreisen 
leichter zu handhaben. Schließlich kann die Aufteilung der im 
Regierungsentwurf geregelten Materien in fünf Einzelgesetz- 
entwürfe entscheidend dazu beitragen, daß die Verabschiedung 
der Neuregelung über Gegenstände, deren parlamentarische 
Beratung relativ rasch abgeschlossen werden kann, nicht durch 
sich länger hinziehende Beratungen über andere Gegenstände 
des Regierungsentwurfs, die aus der Sache heraus mit Sicher- 
heit zu erwarten sind, unverhältnismäßig verzögert wird. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die dem Bundeshaushalt entstehenden nicht wesentlichen Mehr- 
ausgaben können im Rahmen der Beträge des Finanzplans auf- 
gefangen werden. 

Den Ländern entstehen geschätzte einmalige Mehrausgaben 
für sachliche Aufwendungen in Höhe von 1 Million DM und 
jährlich wiederkehrende personelle und sachliche Mehraus- 
gaben in Höhe von 3 Millionen DM. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung und Bereinigung des 
Rechts im Verkehr mit kosmetischen Mitteln, Kosmetikaver- 
packungen und Gegenständen zur Körperpflege 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

(1) Kosmetische Mittel im Sinne dieses Gesetzes 
sind Stoffe und Zubereitungen aus Stoffen, die 
überwiegend dazu bestimmt sind, die Haut, die 
Haare, die Nägel oder die Mundhöhle des Menschen 
zu reinigen, zu pflegen, zu schützen oder zu parfü- 
mieren, sein Aussehen oder seinen Körpergeruch zu 
beeinflussen. 

(2) Den kosmetischen Mitteln stehen Stoffe oder 
Zubereitungen aus Stoffen zur Reinigung oder Pflege 
von Zahnersatz gleich. 

(3) Als kosmetische Mittel gelten nicht Stoffe 
oder Zubereitungen aus Stoffen, die zur innerlichen 
Anwendung oder zur Anwendung an Schleimhäuten 
— ausgenommen an der Mundschleimhaut — oder 
zur Beeinflussung der Körperformen bestimmt sind. 

§2 

Verbot zum Schutz der Gesundheit 

(1) Es ist verboten, kosmetische Mittel in den 
Verkehr zu bringen, die bei bestimmungs- und sach- 
gemäßem Gebrauch geeignet sind, die menschliche 
Gesundheit zu schädigen. 

(2) Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes 
ist das Anbieten, zum Verkauf vorrätig halten, das 
Feilhalten und das Verkaufen. 


§3 

Ermächtigung 

(1) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und mit Zustimmung des Bundesrates, 
um eine Schädigung der menschlichen Gesundheit 
durch kosmetische Mittel zu verhüten, 

1. bei dem Herstellen von kosmetischen Mitteln die 
Verwendung bestimmter Stoffe und Zubereitun- 
gen, die bei bestimmungs- und sachgemäßem Ge- 
brauch allgemein oder bei bestimmter Dosierung, 
Darreichungsform oder Anwendung geeignet 
sind, die menschliche Gesundheit zu schädigen, in 
dem erforderlichen Umfang zu verbieten oder zu 
beschränken; 

2. im Verkehr mit bestimmten kosmetischen Mit- 
teln Warnhinweise, Sicherheitsvorkehrungen 
oder Angaben über Beschränkungen des Ver- 
wendungszweckes vorzuschreiben. 

(2) Vor Erlaß von Verordnungen nach Absatz 1 
ist ein jeweils auszuwählender Kreis von Sachken- 
nern aus der Wissenschaft, der Verbraucherschaft 
und den beteiligten Wirtschaftskreisen zu hören. 

§4 

Angabe des Herstellers usw. auf den 
Verkaufspackungen 

Kosmetische Mittel dürfen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nur in den Verkehr gebracht wer- 
den, wenn auf den Behältnissen oder äußeren Um- 
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hüllungen der Name oder die Firma und die An- 
schrift des Herstellers, Einführers oder Vertriebs- 
unternehmers angegeben sind. Eine Abkürzung des 
Firmennamens ist zulässig, sofern das Unternehmen 
aus der Abkürzung allgemein erkennbar ist. 

§5 

Kosmetikaverpackungen, Gegenstände 
zur Körperpflege 

Es ist verboten, 

1. Behältnisse und sonstige Verpackungen, die da- 
zu bestimmt sind, mit kosmetischen Mitteln in 
Berührung zu kommen, 

2. Gegenstände zur Körperpflege 

in den Verkehr zu bringen, die bei bestimmungs- 
und sachgemäßem Gebrauch geeignet sind, die 
menschliche Gesundheit durch ihre stoffliche Zu- 
sammensetzung zu schädigen. 

§6 

Zuständigkeit für die Überwachung 

(1) Die Zuständigkeit für die in diesem Gesetz 
bezeichneten Überwachungsmaßnahmen richtet sich 
nach Landesrecht. 

(2) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft mit Zustimmung des Bundesrates, um 
eine einheitliche Durchführung der Überwachung zu 
gewährleisten, die personelle Besetzung und techni- 
sche Ausstattung von Untersuchungsanstalten zu 
regeln. 

§7 

Durchführung der Überwachung 

(1) Die Überwachung ist durch fachlich ausgebil- 
dete Personen durchzuführen. Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vorschriften über die fachli- 
chen Anforderungen zu erlassen, die an diese Per- 
sonen zu stellen sind. 

(2) Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich ist, sind die mit der Überwachung beauf- 
tragten Personen, bei Gefahr im Verzug auch alle 
Beamten der Polizei, befugt, 

1. Grundstücke und Räume, auf oder in denen kos- 
metische Mittel, Kosmetikaverpackungen oder 
Gegenstände zur Körperpflege gewerbsmäßig 
hergestellt, behandelt oder in den Verkehr ge- 
bracht werden, zu betreten; 

2. soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
die Vorschriften über den Verkehr mit kosmeti- 
schen Mitteln, Kokmetikaverpackungen oder Ge- 
genstände zur Körperpflege nicht beachtet wer- 
den, 


a) geschäftliche Aufzeichnungen, Frachtbriefe, 
Bücher und Unterlagen über die bei der Her- 
stellung verwendeten Stoffe mit Ausnahme 
von Herstellungsbeschreibungen, einzusehen 
und hieraus Abschriften oder Auszüge anzu- 
fertigen, 

b) von Betriebsinhabern, Betriebs-, Geschäfts- 
und Herstellungsleitern alle erforderlichen 
Auskünfte, insbesondere solche über die Her- 
stellung, ausgenommen Herstellungsbeschrei- 
bungen, sowie über die zur Verarbeitung ge- 
langenden Stoffe und deren Herkunft zu ver- 
langen. 

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein- 
geschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. Er ist über den 
Gegenstand des Auskunftsersuchens zu unterrichten. 

§ 8 

Probenahme 

(1) Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich ist, sind die mit der Überwachung be- 
auftragten Personen und die Beamten der Polizei 
befugt, gegen Empfangsbescheinigung Proben nach 
ihrer Auswahl zum Zwecke der Untersuchung zu 
fordern oder zu entnehmen. Hierbei ist ein Teil der 
Probe oder, sofern die Probe nicht oder ohne Ge- 
fährdung des Untersuchungszweckes nicht in Teile 
von gleicher Beschaffenheit teilbar ist, ein zweites 
Stück der gleichen Art und von demselben Hersteller 
wie das als Probe entnommene zurückzulassen. 

(2) Zurückgelassene Proben sind amtlich zu ver- 
schließen oder zu versiegeln. Sie sind mit dem 
Datum der Probenahme oder dem Datum des Tages 
zu versehen, nach dessen Ablauf der Verschluß oder 
die Versiegelung als aufgehoben gelten. 

(3) Für Proben und zurückgelassene Proben ist 
angemessene Entschädigung zu leisten, die minde- 
stens die Herstellungskosten bzw. Einstandskosten 
einschließlich Mehrwertsteuer deckt. 

(4) Die Befugnis zur Probenahme erstreckt sich 
auch auf kosmetische Mittel, Kosmetikaverpackun- 
gen und Gegenstände zur Körperpflege, die auf 
Märkten, Straßen oder öffentlichen Plätzen oder im 
Reisegewerbe in den Verkehr gebracht werden 
oder die vor Abgabe an den Verbraucher unter- 
wegs sind. 

(5) In Fällen, in denen die Probe bei einem anderen 
als dem Hersteller, Einführer oder Vertriebsunter- 
nehmer entnommen wird, hat die die Überwachung 
durchführende Behörde den Hersteller, Einführer 
oder Vertriebsunternehmer unverzüglich über die 
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Probenahme zu unterrichten und insbesondere an- 
zugeben, in welchem Betrieb die Probe gezogen wor- 
den ist. 

(6) Beanstandet die Behörde das überprüfte kos- 
metische Mittel, so hat sie dies dem Hersteller, 
Einführer oder Vertriebsunternehmer unter Angabe 
der Untersuchungsmethode, der Untersuchungs- 
ergebnisse und der für die Beurteilung maßgeben- 
den Gründe unverzüglich mitzuteilen. 

§ 9 

Duldungspflichten 

Der Auskunftspflichtige (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b) hat die Maßnahmen nach den §§ 7 und 8 
zu dulden. 

§ 10 

Einfuhr 

(1) Kosmetische Mittel, Kosmetikaverpackungen 
und Gegenstände zur Körperpflege, die nicht den in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Bestim- 
mungen entsprechen, dürfen nicht in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes, ausgenommen in andere 
Zollfreigebiete als die Insel Helgoland, verbracht 
werden. Dieses Verbot steht der zollamtlichen Ab- 
fertigung nicht entgegen, soweit sich aus beson- 
deren Rechtsvorschriften über die Einfuhrfähigkeit 
bestimmter Mittel der in Satz 1 genannten Art nichts 
anderes ergibt. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt unbeschadet des § 2 nicht 
für 

1. die Beförderung von Waren unter zollamtlicher 
Überwachung und die Lagerung von Waren in 
Zollniederlagen und Zollverschlußlagern, 

2. die Veredelung und Umwandlung von Waren, 
solange sich die Waren unter zollamtlicher 
Überwachung befinden, 

3. Waren, die für das Oberhaupt eines auswärti- 
gen Staates oder seines Gefolges eingebracht 
werden und zum Gebrauch oder Verbrauch wäh- 
rend seines Aufenthaltes im Geltungsbereich 
des Gesetzes bestimmt sind, 

4. Waren, die für diplomatische oder konsularische 
Vertretungen bestimmt sind, 

5. Waren, soweit sie für wissenschaftliche Zwecke, 
für Messen, Ausstellungen oder ähnliche Ver- 
anstaltungen bestimmt sind und der Bedarf 
von der zuständigen obersten Landesbehörde 
anerkannt ist, 

6. Waren, die als Reisebedarf oder Reisemitbring- 
sel eingebracht werden, soweit es sich um Men- 
gen handelt, für die Eingangsabgaben nicht zu 
erheben sind, 

7. Waren, die in Verkehrsmitteln mitgeführt wer- 
den und ausschließlich zum Verbrauch der durch 
diese Verkehrsmittel beförderten Personen be- 
stimmt sind, 


8. Waren in privaten Geschenksendungen, soweit 
sie zum eigenen Gebrauch oder Verbrauch des 
Empfängers bestimmt sind, sowie Waren als 
Geschenke im öffentlichen Interesse, 

9. Warenmuster und -proben in geringen Mengen, 

10. Waren als übersiedlungsgut oder Heiratsgut 
in Mengen, die üblicherweise als Vorrat gehal- 
ten werden, 

11. Waren, die zum Verbrauch auf Seeschiffen be- 
stimmt waren und an Bord des Schiffes ver- 
braucht werden. 

§ 11 

Ausfuhr 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes und der nach 
diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen fin- 
den mit Ausnahme des § 2 auf kosmetische Mittel, 
die zur Lieferung in Gebiete außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes oder für die Ausrüstung 
von Seeschiffen bestimmt sind, keine Anwendung. 

(2) Kosmetische Mittel, auf die die in der Bundes- 
republik Deutschland geltenden Vorschriften nach 
Maßgabe des Absatzes 1 keine Anwendung finden, 
müssen von Mitteln, die für das Inverkehrbringen 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes bestimmt sind, 
getrennt gehalten und die Trennung muß entspre- 
chend kenntlich gemacht werden, sofern sie nicht 
den in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen. 

§ 12 

Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer vorsätzlich kosmetische Mittel entgegen 
dem Verbot des § 2 oder Kosmetikaverpackungen 
oder Gegenstände zur Körperpflege entgegen dem 
Verbot des § 5 in den Verkehr bringt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Handelt der Täter gewissenlos oder aus gro- 
bem Eigennutz, so beträgt die Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren. 

(4) Wer fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete 
Handlung begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer nach § 3 erlassenen Vorschrift zuwider- 
handelt; 

2. kosmetische Mittel in den Verkehr bringt, die 
nicht entsprechend § 4 gekennzeichnet sind; 
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3. einer ihm nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes obliegenden Mitwirkungs-, Dul- 
dungs- oder Kenntlichmachungspflicht nicht oder 
nicht termingerecht oder unvollständig nach- 
kommt. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
kann, wenn sie 

a) vorsätzlich begangen worden ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 25 000 Deutsche Mark; 

b) fahrlässig begangen worden ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark 

geahndet werden. Eine Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 1 Nr. 2 und 3 kann mit einer Geldbuße bis 
zu 1000 Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 14 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Verwaltungsbehörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 15 

Einziehung 

Kosmetische Mittel, Kosmetikaverpackungen oder 
Gegenstände zur Körperpflege, auf die sich eine 
Straftat nach § 12 bezieht, können eingezogen wer- 
den. Mittel, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit 
nach § 13 bezieht, können eingezogen werden, so- 
fern dies erforderlich ist, um eine Schädigung der 
menschlichen Gesundheit zu verhüten. 

§ 16 

Außerkrafttreten von Vorschriften 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten § 2 
Nr. 2 und § 3 Nr. 2 des Gesetzes über den Verkehr 
mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Januar 1936, 
(Rcichsgesetzbl. I S. 18), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 8. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1590), außer Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten von Verordnungen nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 dieses Gesetzes treten die folgenden 


durch diese Verordnungen ersetzten Rechtsvorschrif- 
ten außer Kraft: 

1. § 3 des Gesetzes betreffend die Verwendung ge- 
sundheitsschädlicher Farben bei der Herstellung 
von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Ge- 
brauchsgegenständen vom 5. Juli 1887 (Reichs- 
gesetzbl. S. 277), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Ordnungswidrigkeiten- 
gesetz vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503) ; 

2. Verordnung über den Verkehr mit Arzneimitteln 
usw., die der ärztlichen Verschreibungspflicht 
unterliegen, vom 13. März 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 136); 

3. § 115 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. August 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 953). 

§ 17 

Änderung des Arzneimittelgesetzes 

§ 1 Abs. 4 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Arzneimitteln vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 533), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung von Kostenermächtigungen, sozialver- 
sicherungsrechtlichen und anderen Vorschriften 
(Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz) vom 

23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie 
folgt geändert: 

„(4) Arzneimittel im Sinne dieses Gesetzes sind 
ferner nicht 

1. kosmetische Mittel im Sinne des § 1 des Gesetzes 
über den Verkehr mit kosmetischen Mitteln, Kos- 
metikaverpackungen und Gegenständen zur 
Körperpflege sowie entsprechende Mittel zur 
Pflege des Tierkörpers, 

2. Gegenstände zur Körperpflege im Sinne des § 5 
des Gesetzes über den Verkehr mit kosmetischen 
Mitteln, Kosmetikaverpackungen und Gegenstän- 
den zur Körperpflege." 

§ 18 

Änderung des Heilmitteiwerbegesetzes 

§ 1 des Gesetzes über die Werbung auf dem Gebiet 
des Heilwesens vom 11. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 604), zuletzt geändert durch das Einführungs- 
gesetz zum Ordnungswidrigkeitengesetz vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. andere Mittel, Verfahren, Behandlungen 
und Gegenstände, soweit sich die Werbe- 
aussage auf die Erkennung, Beseitigung oder 
Linderung von Krankheiten, Leiden, Körper- 
schäden oder krankhaften Beschwerden bei 
Mensch oder Tier bezieht." 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Andere Mittel im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 2 sind kosmetische Mittel im Sinne des § 1 
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des Gesetzes über den Verkehr mit kosmeti- 
schen Mitteln, Kosmetikaverpackungen und Ge- 
genständen zur Körperpflege. Gegenstände im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind auch Gegen- 
stände zur Körperpflege im Sinne des § 5 des 
Gesetzes über den Verkehr mit kosmetischen 
Mitteln, Kosmetikaverpackungen und Gegen- 
ständen zur Körperpflege." 

§ 19 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 


(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 20 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat- 
zes 2 drei Jahre nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen ermächtigen, treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 29, September 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Zu § 1 

Die Definition entspricht sinngemäß weitgehend der 
des § 4 des Regierungsentwurfs *). 

In Absatz 1 sind zusätzlich die Worte „zu schützen" 
aufgenommen. Dadurch würden auch Mittel erfaßt, 
die überwiegend zum Schutz vor physikalischen, 
chemischen und biologischen Einwirkungen bestimmt 
sind, z. B. Sonnen- und Mückenschutzmittel, Glet- 
scherschutzsalben. Der E (vgl. dort Begründung, 
Bundesrats-Drucksache 73/71, S. 27, linke Spalte, 
2. Absatz) will die Mehrzahl dieser Mittel unter dem 
Begriff „Pflege" mit erfaßt wissen; sie dienen üb- 
licherweise jedoch gerade nicht überwiegend der 
Pflege, sondern ausschließlich oder überwiegend 
dem Schutz der Haut gegen Einwirkungen, die zu 
krankhaften Veränderungen führen können. Unser 
Vorschlag entspricht im Ergebnis der geltenden 
Rechtslage (§ 2 Nr. 2 LMG in Verbindung mit § 1 
Abs. 4 AMG), die sich bewährt und nicht zur Über- 
schneidung mit dem Begriff des Arzneimittels ge- 
führt hat. 

Daß Schutz ein legitimer Zweck von kosmetischen 
Mitteln ist, ist auch die Auffassung der vom Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit gebil- 
deten Kommission für kosmetische Erzeugnisse beim 
Bundesgesundheitsamt, die sich auf ihrer Sitzung 
am 11. 12. Februar 1971 einstimmig für eine entspre- 
chende Ergänzung der Definition ausgesprochen hat. 
Die Definition des kosmetischen Mittels in Artikel 1 
des Entwurfs für eine Richtlinie des Rates betref- 
fend die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Kosmetikerzeugnisse (Doku- 
ment 13.002 III 70) enthält ebenfalls das Wort 
„proteger". 

Bei einer bloßen Einfügung des Hauptwortes 
„Schutz" in dem Text des § 4 Abs. 1 E wären auch 
Mittel erfaßt, die trotz äußerlicher Anwendung im 
Wege der Resorption z. B. dem Schutz innerer 
Organe zu dienen bestimmt sind. Um diese uner- 
wünschte Folge zu vermeiden, sind — wie in den 
geltenden Definitionen des LMG und des AMG — 
die zu reinigenden usw. Körperteile einzeln aufge- 
führt. Dabei wurden statt der Worte „zur Vermitt- 
lung von Geruchseindrücken" die Worte „zu par- 
fümieren" gewählt, damit nicht auch die soge- 
nannten Raumsprays erfaßt sind. Der Begriff „par- 
fümieren" findet sich im übrigen auch in Artikel 1 
des oben genannten EWG-Richtlinien-Entwurfs. 

Absatz 2 entspricht wörtlich dem Absatz 2 des § 4 E. 

Da in Absatz 1 anders als im E nicht auf die äußer- 
liche Anwendung, sondern auf die zu reinigenden 
usw. Körperteile abgestellt ist, mußte die innerliche 
Anwendung durch Absatz 3 ausdrücklich ausgenom- 

*) im folgenden E genannt 


men werden. Der Absatz entspricht im übrigen dem 
Wortlaut des § 4 Abs. 2 des Referenten-Entwurfs 
(Stand Juni 1970). Er ist vorzuziehen, weil sich aus 
der Fassung eindeutig ergibt, daß Mittel zur Reini- 
gung und Pflege des äußeren weiblichen Genitale 
(vulva), das nicht zum Schleimhautbereich der weib- 
lichen Geschlechtsorgane gehört, kosmetische Mit- 
tel im Sinne dieses Gesetzes sind. Solche „Intim- 
sprays" gehören auch nach dem Regierungsentwurf 
(vgl. dort Begründung, Bundesrat-Drucksache 73/71, 
S. 26, rechte Spalte, 4. Absatz) zu den kosmetischen 
Mitteln. 


Zu § 2 

Absatz 1 stimmt weitgehend mit § 24 des Referen- 
ten-Entwurfs (Stand Juni 1969) überein. Anders als 
in § 3 Nr. 2 Buchstabe b des geltenden Lebensmittel- 
gesetzes und in § 24 E ist das Verbot auf das Inver- 
kehrbringen beschränkt und nicht auch auf die Her- 
stellung ausgedehnt. Das Verbot bereits auf die 
Herstellung zu erstrecken, ist nicht gerechtfertigt, 
weil es dann nicht einmal mehr möglich wäre, ein 
i kosmetisches Mittel selbst für Versuchszwecke in 
i einer Weise herzustellen oder zu behandeln, die 
seine Eignung zur Gesundheitsschädigung (noch) 
nicht ausschließt; denn bei einem Versuchsprodukt, 

| das z. B. im Läppchentest am Menschen angewandt 
werden soll, ist auch bei „sachgemäßem" Gebrauch 
| nicht auszuschließen, daß im ungünstigen Fall es 
I etwa zu einem Erythem und damit zu einer — wenn 
| auch leichten — Schädigung der Gesundheit kom- 
* men kann. Der vom Inhalt her nicht klar abgegrenzte 
! und abgrenzbare Begriff „für andere" in § 24 Nr. 1 E 
: bedeutet insoweit gegenüber der Fassung des § 24 
Nr. 1 des Referenten-Entwurfs (Stand Juni 1970) 

| keine Verbesserung. 

! Es besteht auch kein Bedürfnis, kosmetische Mittel 
strengeren Bestimmungen zu unterwerfen als Arz- 
| neimittel (vgl. § 6 AMG). Vielmehr sollte alles 
unterlassen werden, was die wissenschaftliche Erpro- 
bung von kosmetischen Mitteln zum Nachteil des 
Verbrauchers behindert. Die Forschung müßte sonst 
in Länder verlegt werden, in denen weniger ein- 
i engende Bestimmungen bestehen. 

: Statt des in § 24 E enthaltenen Begriffs „vorauszu- 
j sehendem" ist das Wort „sachgemäßem" gewählt. 
Eine wörtliche Auslegung des Begriffs „vorauszu- 
sehendem Gebrauch" könnte dazu führen, daß ein 
Hersteller auch mit einer unsachgemäßen, unüb- 
lichen oder den beigefügten Gebrauchsanweisun- 
gen zuwiderlaufenden Anwendungen seines Mittels 
rechnen müßte; in vielen Fällen wird er für derartige 
j mißbräuchliche Verwendungen die Garantie einer 
gesundheitlichen Unschädlichkeit aber nicht überneh- 
men können. Zwar ist in der Begründung zum 
| Regierungsentwurf (Bundesrats-Drucksache 73/71, 
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S. 34, linke Spalte) gesagt, daß Fälle, in denen 
Schäden durch eine unsachgemäße, unübliche oder 
den beiliegenden Gebrauchsanweisungen zuwider- 
laufende Anwendung verursacht werden, nicht von 
§ 24 E erfaßt werden soll. Es ist aber nicht ausge- 
schlossen, daß dieser vernünftigerweise einengenden 
Auslegung später von Verwaltung und Rechtspre- 
chung nicht gefolgt wird. Deshalb sollte die in der 
Begründung des Regierungsentwurfs gegebene Aus- 
legung in der Verbotsbestimmung selbst bereits 
klar zum Ausdruck kommen, indem man das Wort 
„vorauszusehendem" durch das Wort „sachgemä- 
ßem" ersetzt. 

Die in Absatz 2 enthaltene Definition des „Inver- 
kehrbringen" entspricht weitgehend der in § 7 E ge- 
wählten. Die Worte „jedes Abgeben an andere" 
sind nicht übernommen worden, weil es sonst nach 
§ 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 dieses Gesetzes 
bereits verboten wäre, ein noch nicht definitiv für 
gesundheitsunschädlich befundenes Versuchsprodukt 
z. B. in eine Klinik zum Testen bringen zu lassen. 

Zu §3 

Die in Absatz 1 unter Nummer 1 vorgesehene Er- 
mächtigung lehnt sich an die Ermächtigung des § 26 
Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 31 Abs. 1 Nr. 1 E 
an und soll ermöglichen, daß die Verwendung be- 
stimmter Stoffe oder Zubereitungen unter den näher 
angegebenen Voraussetzungen vollständig oder teil- 
weise verboten werden kann. 

Auf Grund einer solchen Ermächtigung könnte der 
Verordnungsgeber von vornherein sicherstellen, 
daß einzelne Stoffe oder Zubereitungen, die erwie- 
senermaßen zur Gesundheitsschädigung geeignet 
sind, nicht zur Herstellung von kosmetischen Mit- 
teln verwendet werden dürfen. Auch hätte der 
Verordnungsgeber die Möglichkeit, diejenigen 
Stoffe oder Zubereitungen in einer Negativliste auf- 
zuführen, deren Verwendung bereits nach den gel- 
tenden Bestimmungen ausdrücklich verboten ist, 
sofern sie erwiesenermaßen zur Gesundheitsschädi- 
gung geeignet sind. Das ist nicht zuletzt deshalb von 
Bedeutung, weil diese Bestimmungen bei der mit 
dem neuen Gesetz geplanten Bereinigung des Rechts- 
gebietes aufgehoben werden sollten. 

Eine § 26 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 31 Abs. 1 
Nr. 2 E entsprechende Ermächtigung zur Aufstel- 
lung von Listen der für kosmetische Mittel aus- 
schließlich zugelassenen Stoffe (Positivliste) wurde 
nicht aufgenommen, weil die Erstellung solcher Li- 
sten praktisch undurchführbar ist und nicht dem 
Schutz des Verbrauchers dient: 

a) Eine Positivliste für kosmetische Mittel müßte 
— selbst wenn man sich nur auf die für kosme- 
tische Mittel im Handel befindlichen Stoffe be- 
schränkt — ca. 13 000 Wirk-, Grund- und Hilfs- 
stoffe einschließlich ätherischer öle, Harze und 
Riechstoffe umfassen, die zuvor sämtlich spezifi- 
ziert und geprüft werden müßten (vgl. dazu 
H. von Czetsch-Lindenwald, H. P. Fiedler, Hilfs- 
stoffe für Pharmazie und angrenzende Gebiete, 
2. Auflage, Editio-Cantor-Verlag, Aulendorf in 
Württ., 1963; Arno Müller, Internationaler Kodex 


der ätherischen öle, Dr. Alfred Hüthig-Verlag, 
Heidelberg, 1959). 

b) Wenn sich eine solche Liste überhaupt erstellen 
ließe, würde dies so lange dauern, daß die Liste, 
kaum abgeschlossen, schon wieder der Überprü- 
fung bedürfte. 

c) Die nachträgliche Aufnahme eines Stoffes in eine 
Positivliste würde ein langwieriges Verfahren 
voraussetzen, wodurch die Entwicklung neuer Er- 
zeugnisse und damit der Fortschritt zum Nach- 
teil des Verbrauchers entscheidend gehemmt 
würden. Das würde vor allem auch den Export 
erschweren und die Konkurrenzfähigkeit deut- 
scher Produkte auf den Auslandsmärkten erheb- 
lich beeinträchtigen. 

Diese Nachteile für die deutschen Hersteller wür- 
den auch dann nicht vermieden, wenn ein Ge- 
setz zur Regelung des Rechts der kosmetischen 
Mittel eine § 48 des Referenten-Entwurfs ent- 
sprechende Bestimmung enthalten würde, wo- 
nach einzelne Vorschriften dieses Gesetzes bzw. 
auf Grund dieses Gesetzes erlassene Rechtsver- 
ordnungen (z. B. solche mit Positivlisten) nicht 
auf Mittel Anwendung finden, die zur Ausfuhr 
bestimmt sind. Rationelle Forschung, Entwicklung 
und Herstellung gestatten es nicht, für die Aus- 
fuhr bestimmte Erzeugnisse nach anderen For- 
meln herzustellen als Produkte für den Inlands- 
markt. 

d) Regelungen hinsichtlich der Inhaltsstoffe von Er- 
zeugnissen hat der deutsche Gesetz- und Ver- 
ordnungsgeber bisher — mit Ausnahme des Le- 
bensmittelsektors, und auch dort nur in ganz be- 
grenztem Rahmen (Fremdstoffe, Zusatzstoffe, 
Farbstoffe) — nie auf der Basis von Positiv- 
listen geschaffen, sondern immer ausgehend von 
dem Mißbrauchsprinzip (Generalklausel, er- 
gänzt durch Listen verbotener Stoffe, d. h. Nega- 
tivlisten). 

e) Für die gesundheitliche Unbedenklichkeit der in 
Positivlisten aufgeführten Substanzen müßte der 
Gesetz- bzw. Verordnungsgeber die volle Ver- 
antwortung tragen, was sicher eine Überforde- 
rung wäre. 

f) Eine Überwachung der im Handel befindlichen 
Produkte durch Analysen läßt sich leichter durch- 
führen, wenn diese sich darauf beschränken kann, 
das Nichtvorhandensein verbotener Stoffe zu 
überprüfen. 

g) Es kommt nicht so sehr auf die Unschädlichkeit 
der einzelnen Inhaltsstoffe (Dosis!) an, sondern 
entscheidend auf die gesundheitliche Unbedenk- 
lichkeit der Stoffkombination innerhalb eines 
Fertigproduktes. Von dessen Unschädlichkeit 
muß sich daher der Hersteller bzw. Importeur 
nach § 2 unseres Entwurfs und nach § 24 Nr. 2 E 
überzeugen, ehe er es in den Verkehr bringt. 
Positivlisten, die auch alle Stoffkombinationen 
umfassen, lassen sich praktisch nicht erstellen 
und scheiden deshalb aus. Listen zugelassener 
Stoffe stellen somit für den Verbraucher letzten 
Endes doch keinen wirklichen Schutz dar; sie 
führen im Gegenteil den Hersteller in Versu- 
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chung, die zugelassenen Stoffe ohne kritische 1 
Prüfung des Endproduktes zu verwenden. 

Die in Absatz 1 unter Nummer 2 vorgesehene Er- 
mächtigung lehnt sich an die in § 26 Abs. 1 Nr. 3 
in Verbindung mit § 31 Abs. 1 Nr. 8 und 9 b E 
vorgesehene an. Allerdings ist in den zuletzt ge- 
nannten Bestimmungen der Rahmen der Ermächti- 
gung zu unbestimmt gefaßt, weil danach Vorschrif- 
ten bereits zur Verhütung einer Gefährdung der 
Gesundheit erlassen werden können. Im Hinblick 
auf das Erfordernis der Bestimmtheit einer Ermäch- 
tigung sollten die oben unter Nummer 2 aufgeführ- 
ten Maßnahmen nur dann getroffen werden dürfen, 
wenn eine Schädigung der Gesundheit verhütet 
werden soll. Sofern es auf Grund der Beschaffen- 
heit oder Anwendungsweise bestimmter kosmeti- 
scher Mittel erforderlich erscheint, kann durch die 
vorgesehenen Verordnungen sichergestellt werden, 
daß bei bestimmungs- und sachgemäßer Anwendung 
Schädigungen der Gesundheit ausgeschlossen sind. 

Da die in § 31 Abs. 1 Nr. 8 und 9 b E genannten Er- 
mächtigungen sachlich zusammengehören, konnten 
sie unter einer Nummer erfaßt werden. 

Die Anhörung von Sachkennern (Absatz 2) vor dem 
Erlaß von Verordnungen hat sich auf den verschie- 
densten Gebieten bewährt, worauf auch in der Be- 
gründung zu § 38 des Regierungsentwurfs (Bundes- 
rats-Drucksache 73/71, S. 39) hingewiesen ist. Aller- 
dings sollte diese Anhörung — anders als in § 38 E 
vorgesehen — zwingend sein. 

Zu § 4 

Diese Bestimmung soll bewirken, daß der Haupt- 
verantwortliche für die gesundhheitliche Unschäd- 
lichkeit eines kosmetischen Mittels jederzeit fest- 
gestellt werden kann. Die Bestimmung würde auch 
garantieren, daß der Hersteller, Einführer oder Ver- 
triebsunternehmer in jedem Falle unterrichtet wer- 
den kann, wenn von ihm in den Verkehr gebrachte 
Erzeugnisse beim Handel als Probe entnommen 
werden (vgl. dazu § 9 Abs. 5). 

Eine solche Bestimmung würde jedoch nicht nur die 
Überwachung erleichtern, sondern bei evtl. Un- 
glücksfällen infolge unsachgemäßer Verwendung 
(z. B. Verschlucken von Erzeugnissen durch Kinder) 
die Möglichkeit eröffnen, kurzfristig Informationen 
über die Inhaltstoffe einzuholen. 

Eine Abkürzung des Firmennamens ist auch in § 9 
Abs. 2 AMG vorgesehen. Hinsichtlich der Anschrift 
ist die Bestimmung so auszulegen wie die des § 9 
Abs. 1 Nr. 1 AMG, d. h. es muß die Angabe des 
Ortes genügen. 

Der Begriff des Vertriebsunternehmers ist aus § 9 
Abs. 1 Nr. 1 AMG bekannt; er umfaßt nicht den 
Einzelhändler. 

Diese Bestimmung konkretisiert die Vorschrift des 
§ 28 Nr. 1 E, indem sie direkt vorschreibt, Name 
und Anschrift anzubringen und dies nicht erst einer 
Verordnung überläßt. Im Hinblick darauf, daß Her- 
steller mit einem sehr breiten Produktionsprogramm 
mitunter vermeiden möchten, daß das Publikum 
durch die Angabe des Herstellernamens auf einem 


Fertigprodukt zu unerwünschten Assoziationen ver- 
anlaßt wird (Beispiel: Hersteller bekannter Schuh- 
creme nimmt Produktion von Zahnpasta auf), wäre 
zu erwägen, statt der Angabe des Herstellernamens 
wahlweise auch die Kennzeichnung mit einem einge- 
tragenen Warenzeichen zuzulassen. Dabei sollte 
allerdings sichergestellt werden, daß die oben dar- 
gelegten Ziele der Kennzeichnungsbestimmung auch 
auf diese Weise erreicht werden. Dieser Punkt be- 
darf noch einer eingehenden Prüfung. 

Zu § 5 

Es handelt sich hier um einen Teil der in § 5 Nr 2 
und die in § 5 Nr. 4 E genannten Bedarfsgegenstände. 
Sie sollten wegen des Sachzusammenhangs in dem 
Gesetz über die kosmetischen Mittel mit geregelt 
werden, wobei die vorgeschlagene Verbotsbestim- 
mung zum Schutz des Verbrauchers ausreichend ist. 

Zu § 6 

Absatz 1 entspricht § 39 Abs. 1 E. 

Absatz 2 enthält die in § 43 Nr. 1 E aufgeführte 
Ermächtigung. 

Zu §7 

Absatz 1 entspricht fast wörtlich dem Absatz 2 des 
§ 40 E. 

Absatz 2 Nr. 1 entspricht Absatz 3 Nr. 1 des § 40 E 
mit dem Unterschied, daß im vorliegenden Gesetz 
kein Unterschied zwischen Geschäfts- und Wohn- 
räumen gemacht wird, sondern allgemein auf Räume 
abgestellt wird, in denen kosmetische Mittel, Kos- 
metikaverpackung und Gegenstände zur Körper- 
pflege gewerbsmäßig hergestellt usw. werden. 

Die unter Nummer 2 genannten Rechte der Über- 
wachungsbehörden sollen nur dann gegeben sein, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die 
Vorschriften über den Verkehr mit kosmetischen 
Mitteln nicht beachtet werden. Insoweit liegt eine 
Einschränkung gegenüber § 40 E vor. Diese Bestim- 
mung wäre mit seinen über § 6 LMG hinausgehen- 
den Bestimmungen allenfalls gerechtfertigt, wenn in 
der Vergangenheit häufig Gesundheitsschäden durch 
unverträgliche kosmetische Mittel aufgetreten wä- 
ren. Das ist jedoch erfreulicherweise nicht der Fall. 
Es besteht deshalb kein Anlaß, den Herstellern die- 
ser Erzeugnisse von vornherein Auskunfts- und 
Duldungspflichten der in § 40 Abs. 3 Nr. 2 und 3 E 
vorgesehenen Art aufzuerlegen, wenn noch nicht 
einmal ein konkreter Verdacht für einen Verstoß 
gegen das Gesetz vorliegt. In diesem Zusammen- 
hang sei auf die ebenfalls einengende Bestimmung 
in § 40 Abs. 2 Satz 3 AMG hingewiesen. 

Der in Nummer 2 Buchstabe b genannte auskunfts- 
pflichtige Personenkreis ist enger als der in § 40 
Abs. 3 Nr. 3 E genannte. Selbst wenn der Ver- 
dacht, daß gegen Vorschriften des Gesetzes versto- 
ßen wurde, in einem Einzelfall besteht und deshalb 
ein Auskunftsverlangen im Prinzip gerechtfertigt 
erscheint, sollte sich dieses Verlangen aus Gründen 
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eines rechtsstaatlichen Verfahrens nur gegen die 
genannten Personen richten dürfen. 

Hierzu sei auch auf § 41 AMG und auf § 175 der 
Reichsabgabenordnung verwiesen, die ebenfalls den 
Kreis der Auskunftsverpflichteten in der hier vor- 
geschlagenen Weise einschränken. Auch die Ver- 
ordnung Nr. 17/62 des Rates der EWG beschränkt 
in Artikel 1 1 Abs. 4 die Auskunftspflicht bei Unter- 
nehmen auf die Inhaber und deren Vertreter bzw. 
bei juristischen Personen usw. auf die nach Gesetz 
oder Satzung zur Vertretung berufenen Personen. 

Die abweichend vom Text des § 40 Abs. 3 Nr. 3 E 
erfolgte Einfügung der Worte „ausgenommen Her- 
stellungsbeschreibungen" in Nummer 2 Buchstabe b 
dient lediglich der Klarstellung und entspricht inso- 
weit § 40 Abs. 3 Nr. 2 E. 

Die Aufklärungspflicht des Absatzes 3 Satz 2 dient 
der Sicherung eines rechtsstaatlichen Verfahrens. 


Zu § 8 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen weitgehend § 41 
Abs. 1 bis 3 E. Ein Verzicht auf die Zurücklassung 
einer Gegenprobe ist in dem vorliegenden Gesetz 
nicht vorgesehen. Würde man einen Verzicht zu- 
lassen, so würde in Streitfällen dem Hersteller oder 
Händler häufig die Beweisführung erschwert, weil 
viele Händler erfahrungsgemäß dazu neigen, auf 
die Zurücklassung einer Gegenprobe zu verzichten. 

Der § 41 Abs. 3 E soll es offenbar erlauben, beim 
Hersteller oder Einführer Proben ohne Entschädi- 
gung zu entnehmen. Da der Umfang der Proben nicht 
bestimmt ist und gerade in der kosmetischen Indu- 
strie selbst kleinere Fertigpackungen unter Um- 
ständen einen hohen Wert darstellen können (Par- 
füms!), würde die Durchführung dieser Bestimmung 
eine gegen Artikel 14 Abs. 3 des Grundgesetzes ver- 
stoßende entschädigungslose Enteignung bedeuten. 

Absatz 4 entspricht § 41 Abs. 4 E. 

Durch die in Absatz 5 vorgesehene Unterrichtung 
soll erreicht werden, daß dem Hersteller, Einführer 
oder Vertriebsunternehmer wegen seiner größeren 
Sachkunde die Möglichkeit gegeben wird, von vorn- 
herein zur Aufklärung beizutragen und dabei auch 
seine Interessen wahrzunehmen. 

Insbesondere könnte er gegebenenfalls darauf hin- 
weisen, daß es sich bei einer Probe um Ware han- 
delt, die in der vorliegenden Zusammensetzung nicht 
mehr hergestellt wird oder beispielsweise um solche 
Ware, die beim Händler bereits übermäßig lange 
oder unsachgemäß gelagert hat. 


Zu §9 

Die Bestimmung entspricht § 40 Abs. 3 des Referen- 
ten-Entwurfs (Stand Juni 1969), der lediglich eine 
Duldungspflicht des Auskunftspflichtigen vorsah. 
Der in den E neu aufgenommene § 42 geht erheblich 
darüber hinaus. Da ein Verstoß gegen diese Bestim- 
mung eine Ordnungswidrigkeit darstellen soll (vgl. 
§ 53 Abs. 2 Nr. 2 E), sind an die Fassung des § 42 


strenge Maßstäbe anzulegen. Unter diesen Umstän- 
den erscheinen die Worte „Inhaber" und „zu unter- 
stützen" juristisch nicht genügend präzisiert. Die- 
selben Bedenken wären auch schon gegen die Ver- 
wendung dieser Worte in § 8 LMG zu erheben ge- 
wesen. l 

Nach § 42 E könnte z. B. der Uberwachungsbeamte 
von dem „Inhaber" interessierender Räume sogar 
physische Unterstützung verlangen, etwa beim Her- 
beischaffen von Rohstoffe enthaltenen Säcken oder 
Glasballons zur Probenahme. 

Zu § 10 

Diese Bestimmung entspricht § 46 E. 

Zu § 11 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 49 Abs. 1 E. 

Absatz 2 beschränkt sich darauf, bei nicht den inlän- 
dischen Bestimmungen entsprechender Ausfuhrware 
eine getrennte Lagerung und deren Kenntlichma- 
chung zu verlangen. Keinesfalls sollte eine beson- 
dere Anzeige an Uberwachungsbehörden gefordert 
werden, weil dadurch der Verwaltungsaufwand er- 
höht würde, ohne damit eine Verstärkung des Ver- 
braucherschutzes zu erreichen; denn ein Hersteller, 
der die Bestimmungen des Gesetzes bewußt um- 
geht, um im Inland vorschriftswidrig hergestellte 
Erzeugnisse abzusetzen, wird sich nicht die Mühe 
machen, diese zur Verschleierung seines Handelns 
im Betrieb als Ausfuhrware zu bezeichnen und sie 
dann zu melden. 

Zu § 12 

Die Bestimmung entspricht § 50 Abs. 1 Nr. 3 und 
Nr. 5 E. 

Zu § 13 

Verstöße gegen die auf Grund von § 3 erlassenen 
Vorschriften sollten — anders als in der entspre- 
chenden Bestimmung in § 50 Abs. i Nr. 4 E — aus' 
rechtssystematischen Gründen nicht als Straftat, 
sondern als Ordnungswidrigkeit eingestuft werden. 
In diesen Fällen handelt es sich nämlich nicht dar- 
um, daß ein Hersteller gesundheitsschädliche kos- 
metische Mittel in den Verkehr gebracht hat; diese 
Handlungen werden mit Recht durch § 12 zu den 
Straftaten gerechnet. Vielmehr hat § 13 Abs. 1 Nr. 1 
nur für solche Fälle Bedeutung, in denen der Her- 
steller zwar den dort genannten Vorschriften zu- 
wider gehandelt, gleichwohl aber kein gesundheits- 
schädliches Erzeugnis in den Verkehr gebracht hat. 
Der Unrechtsgehalt einer solchen Handlung recht- 
fertigt nur ihre Einstufung als Ordnungswidrigkeit. 

Zu §§ 14, 15 

Diese Bestimmungen entsprechen weitgehend den 
§§ 54, 55 E. Durch § 15 Satz 2 soll sichergestellt 
werden, daß z. B. bei einer bloßen Verletzung von 
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Kennzeichnungsbestimmungen eine Einziehung dann 
nicht erfolgen kann, wenn Umpacken oder eine Än- 
derung der Aufschriften (überkleben) möglich ist. 

Zu § 16 

Absatz 1 erwähnt die für kosmetische Mittel gelten- 
den Bestimmungen des Lebensmittelgesetzes und 
entspricht insoweit Artikel 3 Nr. 1 E. 

Absatz 2 Nr. 1 entspricht Artikel 4 Abs. 1 Nr. 10 E. 
Absatz 2 Nr. 2 folgt aus der Einfügung, die durch 
Gesetz vom 15. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1625) in § 65 Abs. 3 Nr. 3 AMG vorgenommen 
wurde. 

Absatz 2 Nr. 3 entspricht Artikel 4 Abs. 1 Nr. 5 E. 


Zu § 17 

Diese Bestimmung entspricht weitgehend Artikel 5 
Nr. 3 E. 

Zu § 18 

Diese Bestimmung entspricht Artikel 6 Nr. 1 E. 

Zu §§ 19, 20 

§ 19 enthält die übliche Berlin-Klausel; § 20 regelt 
das Inkrafttreten. 
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